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Glück: Haushaltsentwurf des Integrationsministeriums nicht
zustimmungsfähig

Zur heutigen Debatte im Landtag zum Haushalt des Integrationsministeriums sagte der
integrationspolitische Sprecher der FDP-Landtagfraktion, Andreas Glück:

„Der Haushaltsplan des Integrationsministeriums scheint zwar die stetig steigenden Zugangszahlen und
die damit erforderliche Finanzierung einer humanen Flüchtlingsaufnahme zu berücksichtigen. Allerdings
fehlt der Landesregierung ganz offensichtlich bei der Frage der Kostenerstattung für die Aufnahme,
Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen der richtige, weitsichtige Plan. Auch bei den
Haushaltsberatungen wurde auf die Expertenrunde verwiesen, die über veralteten Zahlen brütet und
keine Handlungsempfehlungen liefert. Und dies, obwohl beispielsweise der Landkreistag bereits zum
Flüchtlingsgipfel im Oktober alarmierende Zahlen parat hatte. Vor diesem Befund kann man nur
feststellen: Die grün-rote Landesregierung lässt sich das Mäntelchen des Gutmenschentums von unseren
Städten und Gemeinden bezahlen.

Unser Entschließungsantrag stellt das System der Einmalpauschalen auf den Prüfstand. Er ist so
gestaltet, dass nicht nur für die Zukunft eine Umstrukturierung der Erstattung nach den tatsächlichen
Erfordernissen vor Ort vorgesehen würde, sondern auch die Lücken in den kommunalen Haushalt aus
dem nun endenden Jahr geschlossen worden wären. Leider blieb ein klares Bekenntnis der
Landesregierung aus und unser Antrag ohne Mehrheit.

Vielleicht ist das Beschriebene auch nur ein Zeugnis für die Überforderung des Hauses von Ministerin
Öney. Seit der Einrichtung im August 2011 hat die Eigenständigkeit des Ministerium in der
Querschnittsaufgabe Integration den Steuerzahler bereits fast neun Millionen Euro gekostet – man muss
überlegen, ob diese Summe nicht besser hätte eingesetzt werden können.

Auf dieser Grundlage mussten wir den Haushaltsentwurf heute ablehnen.“


